
Die Stadt Varel muss als beteiligte Kommune gemäß § 138 NKomVG einen Vertreter wählen, der sie 

in der Gesellschafterversammlung der KNN KG vertritt. Zurzeit vertritt Bürgermeister Wagner die 

Stadt Varel in der Gesellschafterversammlung der KNN KG. 

 

 

§ 138 NKomVG – Vertretung der Kommune in Unternehmen und Einrichtungen 

(1) 
1
Die Vertreterinnen und Vertreter der Kommune in der Gesellschafterversammlung oder einem der 

Gesellschafterversammlung entsprechenden Organ von Eigengesellschaften oder von Unternehmen oder 

Einrichtungen, an denen die Kommune beteiligt ist, werden von der Vertretung gewählt. 
2
Sie haben die 

Interessen der Kommune zu verfolgen und sind an die Beschlüsse der Vertretung und des Hauptausschusses 

gebunden. 
3
Der Auftrag an sie kann jederzeit widerrufen werden. 

(2) 
1
Sind mehrere Vertreterinnen und Vertreter der Kommune zu benennen, so ist die 

Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte zu berücksichtigen, es sei denn, dass sie oder er 

darauf verzichtet oder zur Geschäftsführerin oder zum Geschäftsführer der Gesellschaft bestellt ist. 
2
Auf 

Vorschlag der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten kann an ihrer oder seiner Stelle 

eine andere Beschäftigte oder ein anderer Beschäftigter der Kommune benannt werden. 
3
Nach Maßgabe des 

Gesellschaftsrechts kann sich die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte oder eine nach 

Satz 2 zur Vertretung der Kommune berechtigte Person durch andere Beschäftigte der Kommune vertreten 

lassen. 
4
Ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte weder Vertreterin oder Vertreter 

der Kommune noch zur Geschäftsführerin oder zum Geschäftsführer der Gesellschaft bestellt und liegt auch 

kein Fall des Satzes 2 vor, so ist sie oder er, im Verhinderungsfall ihre oder seine Vertretung im Amt, nach 

Maßgabe des Gesellschaftsrechts berechtigt, beratend an den Sitzungen des Organs teilzunehmen. 
5
Die Sätze 1 

bis 4 gelten für die Gemeindedirektorin oder den Gemeindedirektor nach § 106 entsprechend. 

(3) 
1
Die Kommune ist verpflichtet, bei der Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrags einer Kapitalgesellschaft 

darauf hinzuwirken, dass ihr das Recht eingeräumt wird, Mitglieder in einen Aufsichtsrat zu entsenden. 
2
Über 

die Entsendung entscheidet die Vertretung. 
3
Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) 
1
Die Vertreterinnen und Vertreter der Kommune haben die Vertretung über alle Angelegenheiten von 

besonderer Bedeutung frühzeitig zu unterrichten. 
2
Satz 1 gilt entsprechend für die auf Veranlassung der 

Kommune in einen Aufsichtsrat oder in andere Organe der Unternehmen und Einrichtungen entsandten oder 

sonst bestellten Mitglieder. 
3
Die Unterrichtungspflicht besteht nur, soweit durch Gesetz nichts anderes 

bestimmt ist. 

(5) Die Vertreterinnen und Vertreter der Kommune in der Gesellschafterversammlung oder einem der 

Gesellschafterversammlung entsprechenden Organ einer Gesellschaft, bei der die Kommune allein oder 

zusammen mit anderen Kommunen oder Zweckverbänden über die Mehrheit der Anteile verfügt, dürfen der 

Aufnahme von Krediten und Liquiditätskrediten nur mit Genehmigung der Vertretung zustimmen. 

(6) 
1
Werden Vertreterinnen und Vertreter der Kommune aus ihrer Tätigkeit haftbar gemacht, so hat die 

Kommune sie von der Schadenersatzverpflichtung freizustellen, es sei denn, dass sie den Schaden vorsätzlich 

oder grob fahrlässig herbeigeführt haben. 
2
Auch in diesem Fall ist die Kommune regresspflichtig, wenn sie nach 

Weisung gehandelt haben. 

(7) 
1
Vergütungen aus einer Tätigkeit als Vertreterin oder Vertreter der Kommune in Unternehmen und 

Einrichtungen in einer Rechtsform des privaten Rechts sind an die Kommune abzuführen, soweit sie über das 

Maß einer angemessenen Entschädigung hinausgehen. 
2
Die Vertretung setzt für jede Vertretungstätigkeit die 

Höhe der angemessenen Entschädigung fest. 
3
Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 



(8) Die Absätze 6 und 7 gelten entsprechend für die Tätigkeit von Abgeordneten als Mitglied in einem 

Aufsichtsrat und in anderen Organen und Gremien der Unternehmen und Einrichtungen, wenn das Mitglied 

von der Kommune mit Rücksicht auf seine Zugehörigkeit zur Vertretung entweder entsandt oder sonst auf ihre 

Veranlassung bestellt worden ist. 

(9) Die Tätigkeit einer Hauptverwaltungsbeamtin oder eines Hauptverwaltungsbeamten sowie von anderen 

Beschäftigten der Kommune als Mitglied in einem Aufsichtsrat und in anderen, in Absatz 1 Satz 1 nicht 

genannten Organen und Gremien der Unternehmen und Einrichtungen, an denen die Kommune unmittelbar 

oder mittelbar, anteilmäßig oder in sonstiger Form mitwirkt, ist Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst, es sei 

denn, dass durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist oder die Tätigkeit dem Hauptamt zugeordnet ist.  
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